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Stellungnahme des Naturschutzbund Deutschland (NABU), Landesverband Rheinland-Pfalz e.V., zum Planfeststellungsverfahren gemäß § 8 (1) LuftVG für die geplante Verlängerung der Start- und Landebahn des Flughafens Hahn

ZUSAMMENFASSUNG

Der NABU Rheinland-Pfalz lehnt eine Genehmigung der Verlängerung der Start- und Landebahn des Flughafens Hahn wegen der gravierenden nachteiligen Auswirkungen auf Mensch und Natur durch Bau und Betrieb der geplanten Ver​längerung und der unvollständigen Unterlagen ab. Sollten die Verlängerung der Verlängerung und ein 24 Stunden-Betrieb dennoch genehmigt werden, werden einige Vorschläge zur Minderung der Folgen unterbreitet.

Gründe 
(soweit nicht in unserer Stellungnahme zum Raumordnungsverfahren erwähnt): 

1.) inhaltliche Aspekte:

a.) der NABU lehnt den Ausbau des Flugverkehrs wegen dessen ungünstiger Umwelt​bilanz insgesamt ab und setzt stattdessen verstärkt auf die Schiene. 

b.) Durch den geplanten Ausbau würde der Flugverkehr sich um jährlich bis zu 25.000 Flugbewegungen im Vergleich zum Prognosenullfall erhöhen, mit entsprechenden Folgen für die Lärmbelastung der dort lebenden Menschen.

c.) Insbesondere der gegenüber dem Prognosenullfall um ein vierfaches verstärkte Nachtflugverkehr mit durch​schnittlich 42 Flugbewegungen pro Nacht ist für die Anwohner untragbar. Nachtflugverkehr auf Kosten der Nachtruhe der dort lebenden Menschen entbehrt jeglicher Rechtfertigung und wird abgelehnt, ebenso die durch die Verlängerung der Startbahn zu erwartende Mehrbelastung und somit die Verlängerung selbst.

d.) Die abgelegene Lage und der zugleich starke Anstieg des Flugfrachtverkehrs haben eine starke Zunahme des Bodenverkehrsaufkommens über Rheinland-Pfalz hinaus zur Folge. Dieser wird voraussichtlich ausschließlich auf der Straße und verstärkt auch nachts statt finden.

e.) Klimaveränderung (verstärkte Nebelausbreitung und Gefahr von Bodenfrost)

f.) Funktionsverlust des Waldes (Lärmschutz, Lufthygiene)

g.) Zerstörung und Verlärmung wesentlicher Lebensräume streng geschützter bzw. nach den Anhängen II und IV der FFH-Richtlinie geschützter Arten wie Wildkatze, Fledermäuse (darunter das einzige Vorkommen des Mopsfledermaus in Rheinland-Pfalz) und Vögel (C18)

h.) Zerstörung wertvoller Kulturgüter (Bodendenkmäler)

2.) formale Aspekte:

Unvollständigkeit der Planunterlagen. Es fehlen:

a.) Eine Rechtfertigung, die diesen Namen auch verdient und nicht nur technische und wirtschaftliche Pro-Argumente aufführt (A4, 2.)

b.) Eine Berücksichtigung durch die Zunahme des Verkehrs zerstörter Arbeitsplätze in der Arbeitsplatz- Gesamtbilanz (C1, 8.2)

c.) Angaben zur Entwicklung des naturgebundenen Fremdenverkehrs 

d.) Aussagen zur Absturzgefahr, wie sie derzeit für den Flughafen Rhein-Main berechnet werden

e.) Angaben zur Wertentwicklung von Wohneigentum im Umfeld des Flughafens

f.) Eine gesamtheitliche Darstellung zur Verkehrsentwicklung für den Flughafenverbund Frankfurt/Main – Hahn

g.) eine übersichtliche Darstellung zum Lärmanstieg gegenüber dem Prognosenullfall (C4)

h.) ein Gelände-Klimamodell unter Berücksichtigung neuer aktueller Messwerte, wie es im raumordnerischen Entscheid gefordert wird

i.) die Verträglichkeitsprüfung (C16) gem. FFH/Vogelschutzrichtlinie berücksichtigt nicht das faktische FFH-Gebiet bei Lötzbeuren, das sich wegen der landesweit einzigen Wochenstube der Mops-Fledermaus aufdrängt!

Ferner fehlen

j.) die Gutachten, die die Grundlage zur Beurteilung des Schutzgutes „Tiere“ bilden (z.B. Wildkatze, Fledermäuse) (C18)

k.) eine das gesamten Untersuchungsgebiet umfassende Darstellung des Einflusses auf die Tierwelt, insbesondere auf Funktionszusammenhänge (C 18)

l.) weitere Defizite bei der landespflegerischen Untersuchung

was eine vollständige Beurteilung der Einflüsse auf das Schutzgut „Tiere“ unmöglich macht.

3.) Vorschläge zur Reduzierung/Minimierung der Folgen des Vorhabens

a) Verzicht auf Nachtflüge

b) Wildschutzzäune gegenüber der Bundesstraße und der Start- und Landebahn

AUSFÜHRLICHE STELLUNGNAHME

Der NABU hat in seiner Stellungnahme zum Raumordnungsverfahren vom 9.10.2002 seine Ablehnung aus grundsätzlichen Erwägungen – unter anderem einer kritischen Haltung gegenüber einer weiteren Förderung des Flugverkehrs als solchem - und einer Vielzahl von Einzelgründen dargestellt. Diese Argumente konnten durch den raumordnerischen Bescheid vom 25.2.2003 nicht substanziell entkräftet werden, so dass auf die in unserer Stellungnahme zum Raumordnungsverfahren geäußerten Argumente ausdrücklich verwiesen wird, die wir als Anlage der vorliegenden Stellungnahme beifügen

Darüber hinaus erlauben wir uns einige Anmerkungen zu folgenden in der Zusammenfassung genannten Punkten:

1.) Inhaltliche Aspekte

Aus folgenden inhaltlichen Gründen wird das geplante Vorhaben abgelehnt:

zu 1a und 1b) 

Hierzu wird ausdrücklich auf unsere Stellungnahme zum Raumordnungsverfahren verwiesen. 

zu 1c) luftseitige Verkehrsentwicklung, insbesondere des Nachtflugverkehrs:

In C4 werden diverse Lärmkonturen für die Entwicklung des Fluglärms dargestellt. Durch die getrennte Darstellung von Prognosenullfall und Planungsfall wird nicht auf den ersten Blick ersichtlich, dass sich der Bereich der nächtlichen Lärmbelastung von 6*75dB(A) in der Länge um den Faktor 4-5 und in der Breite um den Faktor 3 vergrößert. Dies wird erst bei genauem Vergleich der Abb. 8-4 und 8-7 ersichtlich. 

Den Lärmpegel von 6*75 dB(A) werden künftig fünf Orte (Oberkleinich, Bahnhof Hirschfeld, Hahn sowie Teile von Belg, Würrich und Löffelscheid) zu erdulden haben. Dies ist auch bei der Installation von passivem Lärmschutz menschenverachtend und untragbar. Es kann nicht sein, dass Menschen nur noch in geschützten Innenräumen erträgliche Dauer​lärm​belastungen vorfinden.

Diese Lärmpegel sind um ein vielfaches höher als die derzeit für die Nacht gültigen Grenzwerte für den Straßenverkehr gemäß 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung -16. BImSchV) vom 12. Juni 1990. Diese liegen nachts bei 47-54 dB für Wohn- und Mischgebiete. Fluglärm ist viel weitreichender und umfassender – deshalb bleibt unverständlich, wie man dies Menschen überhaupt ohne schlechtes Gewissen zumuten kann.


zu 1d.) landseitige Verkehrsentwicklung:

In C1, S. 108 wird dargestellt, dass durch den Zubringerverkehr zum Hahn der LkW-Verkehr von 2519 auf 3809 (also das anderthalbfache) im Vergleich zum Prognosenullfall erhöht wird, was zusätzlich zur ohnehin drastischen Fluglärmbelastung eine weitere Lärmbelastung für die Anwohner darstellt. Auch hier ist von einer verstärkten nächtlichen Belastung auszugehen, da davon auszugehen ist, dass zumindest einige von den Transportflugzeugen angeflogenen Güter unverzüglich weitertransportiert werden sollen. 

Um eine weitere Belastung zu vermeiden, ist die Reaktivierung der Hunsrückbahn angedacht. Laut C1, S.64, sollen 20,6 % des Verkehrs zum Hahn auf der Schiene stattfinden. Dies ist sehr zu begrüßen, steht aber leider in Widerspruch zum aktuellen Verkaufsangebot der Bahn für die Hunsrückstrecke von Stromberg bis Morbach, nachzulesen unter http://www.bahn.de/konzern/netz/infrastruktur/die_bahn_strecke01_0403.shtml 

Um dem zu begegnen, fordert der NABU, dass Ausbau und Reaktivierung der Bahnstrecke vertraglich gesichert werden. Auch die Möglichkeit des Güterverkehrs auf der Schiene soll vertieft betrachtet werden. Sollte dies nicht gelingen, müssen die Prognosen für den Verkehr von und zum Hahn nach oben korrigiert werden.

zu 1e.) Klima

Die inhaltlichen Aspekte zum Thema Klima werden unter 2h angesprochen. 

zu 1g.) Zerstörung und Verlärmung wesentlicher Lebensräume streng bzw. nach den Anhängen II und IV der FFH-Richtlinie geschützter Arten

Wie in B5 (LBP) und C18 (UVS) dargestellt, werden durch die Rodungsmaßnahmen zur „Schaffung der Hindernisfreiheit“ in der Verlängerung der Startbahn Lebensräume streng geschützter Arten zerstört. 

Dies betrifft – wie in der UVS (C18 III-2) dargestellt- vor allem:

· Kernlebensräume und Korridore der Wildkatze, 

· Quartiere (Reproduktionsräume) und Jagdgebiete der Fledermausarten: Bechsteinfledermaus, Großes Mausohr, Fransenfledermaus, Zwergfledermaus und Braunes Langohr

· Waldkauz-Brutvorkommen

Alle diese Arten (außer dem Waldkauz) sind nach Anhang IV der FFH-Arten streng geschützt, die Arten Bechsteinfledermaus und großes Mausohr ebenfalls nach Anhang II.

Ferner werden durch die Rücknahme des Waldrandes bisher unbeeinträchtigte Räume durch eine Veränderung des Mikroklimas und die zunehmende Verlärmung als Lebensraum für die dort vorkommenden Tiere, insbesondere die Fledermäuse, zerstört. In diesem Zusammenhang sei auf den besonderen Wert des als Raum mit „sehr hoher Bedeutung für die Fledermauskommen“ gekennzeichneten, nicht zur Rodung vorgesehenen Bereichs südwestlich der neuen Trasse der B327 hingewiesen, der nur 200 m vom gerodeten Bereich und nur 400 m von der neuen B 327-Trasse entfernt liegt. Bei diesen Vorkommen ist sowohl durch den Straßen- wie auch den nächtlichen Fluglärm mit einer erheblichen Beein​trächtigung zu rechnen, die durch das Unfallrisiko weiter verschärft wird (vgl. C18 III 2, S.146). Es liegt nur knapp außerhalb des dort genannten 1 km * 600m großen Bereichs, in dem das Risiko besonders hoch ist. Die UVS schließt auf S. 147, dass außerhalb dieses- überwiegend gerodeten - Bereichs keine erheblichen betriebsbedingten Auswirkungen auf die Fledermäuse zu erwarten sind. Dies ist für den genannten Bereich, der 1,5 km entfernt und innerhalb des 600m-Umkreises von der Startlinie liegt, nicht nachvollziehbar, zumal davon auszugehen ist, dass der gerodete Bereich einen wichtigen Teil der Jagdquartiers für die dort lebenden Arten ist und gerade der Nachtflugverkehr vermehrt zur Vergrämung Kollisionen führen wird. Eine Aufgabe der bedeutsamen Fledermausquartiere ist zu befürchten. 

Dies ist umso gravierender, als dass hier die landesweit einzige Wochenstube (mit ca. 30 Individuen) der nach Anhang II+IV der FFH-Richtlinie streng geschützten Mopsfleder​maus (Barbastella barbastellus) liegt, das zudem eines von nur drei in der Südwesthälfte Deutschlands ist (NRW, Hessen, RLP. Saarland und Baden-Württemberg). Eine genaue Karte fügen wir bei (s. Anlage).

Die Folgen für die Schutzgüter, insbesondere für die bundesweit stark gefährdete Wildkatze, deren rheinland-pfalz- und bundesweit bedeutsame Kernlebensräume zerstört werden, und die Fledermäuse, insbesondere die vom Aussterben bedrohte Mopsfledermaus (Rote Liste 1 in RLP und D), sind gravierend und nicht kompensierbar. Aus diesem Grund wird die geplante Erweiterung entschieden abgelehnt.

2.) Formale Aspekte

Neben den oben genannten Gründen erscheint uns der Bau nicht genehmigungsfähig, weil einige Unterlagen fehlen oder unvollständig sind. Dabei fällt regelmäßig auf, dass zwar detaillierte Angaben zu einzelnen Aspekten vorliegen, der Betrachtungsraum jedoch zu eng und der Betrachtungsgegenstand zu einseitig dargestellt werden, so dass ein sinnvoller Vergleich (etwa Prognosenullfall/Planungsfall) oder eine sinnvolle Einordnung der Ergebnisse allenfalls unter Schwierigkeiten möglich ist. Abwägungen und deren Ergebnisse werden nicht dargestellt.

Aus folgenden formalen Gründen wird das geplante Vorhaben abgelehnt:

zu 2a.):

In Band A2, Kapitel 4 auf S. 45-53 werden unter dem Stichwort „Rechtfertigung“ Argumente aufgeführt, aufgrund derer eine Verlängerung der Start- und Landebahn für den Betreiber wirtschaftlich sinnvoll ist. Zu den genannten Argumenten gehören die bestehende Nachfrage (4.1), das zu erwartende Luftverkehrsaufkommen (4.2), die Möglichkeit, größere Flugzeuge und damit den interkontinentalen Langstreckenflugverkehr bedienen zu können (4.3) und die Entlastung des zum angestrebten Flughafensystem gehörenden Flughafens Frankfurt/Main vor dem Hintergrund eines künftigen Nachtflugverbots (4.4).

Diese Argumente sind jedoch einseitig und berücksichtigen nicht die erheblichen Negativ​auswirkungen auf Mensch und Natur, insbesondere die erhebliche Störung der Nachtruhe und die Zerstörung von sehr wertvollen Lebensräumen für Tiere und Pflanzen. Damit wird das Kapitel seiner Überschrift nicht gerecht. 

Eine Rechtfertigung ist immer das Ergebnis einer Abwägung unter Berücksichtigung der Gegenargumente. Dies liegt hier nicht vor. 

· Eine solche Abwägung unter Gegenüberstellung negativer und positiver Aspekte muss nachgearbeitet werden, da das geplante Vorhaben sonst einer Rechtfertigung entbehrt.

zu 2b.) und c.):

Die unter C1, Punkt 8.2 aufgeführte Prognose zur Beschäftigung am Flughafen Hahn stellt eine Zunahme um 1.510 Arbeitsplätze im Vergleich zum Prognosenullfall in Aussicht, die vor allem durch den zusätzlichen Frachtverkehr hervorgerufen werden. 

Wie auch schon im vorangegangenen Punkt ist die Darstellung damit einseitig und unvoll​ständig, weil nicht alle Wirkungen auf den Arbeitsmarkt damit beschrieben sind. Es ist nämlich wegen der starken Lärmbelästigung mit einer starken Abwanderung und einem Rückgang von Arbeitsplätzen im Bereich der landschaftsbezogenen Erholung zu rechnen, die sich derzeit noch – etwa im Rahmen der Entstehung des Naturparks Soonwald – im Aufbau befindet.

· Diese Entwicklung wird weder erwähnt noch quantifiziert. Dies ist nachzuholen.

zu 2d.):

Im Einzugsbereich von Flughäfen ist vermehrt auch mit der Möglichkeit eines Flugzeugabsturzes zu rechnen. Diesem Umstand wird derzeit bei der Erweiterung des Frankfurter Flughafens durch die Erstellung mehrerer Gutachten, so etwa zum „Ticona-Werk“, Rechnung getragen. (Vgl. hierzu http://www.dfld.de/Bilder/ROV_G13-4a.jpg).

Da die Anzahl der Flugbewegungen durch die Verlängerung der Start- und Landebahn nach den vorgelegten Prognosen um 25.000 gegenüber dem Prognosenullfall steigen soll (+45%), erhöht sich auch das Absturzrisiko.

· Um die Belastung für das Umfeld des Flughafens Hahn vollständig erfassen zu können, muss hier genauso wie am Flughafen Frankfurt eine entsprechende Studie erstellt werden.

zu 2e.):

Durch die Intensivierung des Flugbetriebs und die Aufnahme des Nachtflugverkehrs wird die Lärmbelastung stark erhöht. Dadurch werden sich die Haus- und Grundstückspreise der in der Einflugschneise befindlichen Orte voraussichtlich stark negativ entwickeln. 

· Eine Darstellung dieser Entwicklung und des voraussichtlichen Wertverlusts fehlen.

zu 2f.): 

In den Unterlagen (z.B. A2, 4.4) wird wiederholt auf das angestrebte Flughafensystem Hahn/Frankfurt-Main und die damit verbundene Entlastung des Frankfurter Flughafens abgehoben. Wenn ein solcher Verbund und eine Entlastung angestrebt werden, so sollte auch die Entwicklung des Flugverkehrs für den gesamten Verbund dargestellt werden. 

· Eine Verkehrsprognose für den gesamten Verbund und eine Darstellung der Entlastungswirkung für den Flughafen und Ballungsraum Rhein/Main fehlen.

· Der NABU fordert, dass ohne eine verbindliches Nachtflugverbot für den Frankfurter Flughafen keine nächtlichen Starts und Landungen auf dem Hahn stattfinden dürfen, da dies gegen die in der „Rechtfertigung“ genannten Argumentation verstößt.

zu 2g.)

Dem in den Planunterlagen (C4) enthaltenen Technischen Lärmgutachten- Fluglärm fehlt eine übersichtliche Darstellung, in der in einem Bild sowohl die Lärmbelastung im Prognosenullfall und im Planungsfall dargestellt wird.

· Dies ist nachzuholen.

zu 2h.):

Der Deutsche Wetterdienst hat eine gutachterliche Stellungnahme zu den geländeklimatischen Auswirkungen dieser Planung vorgelegt. Im Raumordnerischen Entscheid ist festgelegt (S.119): „In diesem Zusammenhang ist auch zu prüfen, inwieweit vom Deutschen Wetterdienst ein Gelände-Klimamodell, wie im Verfahren geplante B 50 neu/ Hochmoselbrücke, miterstellt wird. Im Erörterungstermin am 15.01.2003 hat der Deutsche Wetterdienst darauf hingewiesen, dass dies möglich ist“. Auf S.13 des Gutachtens wird nun aber ausgeführt: „ Weitergehende Aussagen sind nur durch zusätzliche Untersuchungen auf der Grundlage von Messungen und/oder Modellrechnungen möglich“. Die Aussagen des Gutachtens können also bisher nicht mit genaueren Zahlen belegt werden, sondern haben sich aus allgemeinen geländeklimatischen Überlegungen und Erfahrungen sowie aus Modellrechnungen allgemeiner Art ergeben. Wir fordern, dass diese Modell-Berechnungen des DWD mit zusätzlichen Messungen in dem beplanten Gelände noch durchgeführt werden.

Nach dem Landesentwicklungsplan III sind die Flächen zwischen den Ortslagen Hahn, Lötzbeuren und Irmenach, die überwiegend bewaldet sind, mit „besonderer Bedeutung für Klimaschutz und Luftreinhaltung“ bewertet worden. Der Wald hat eine hohe Bedeutung durch seine lufthygienische Ausgleichsfunktion und den durch ihn bewirkten Temperaturausgleich. Durch den Verlust funktional hochbedeutender Klimatope durch Waldrodung von 91 ha und völlige Überformung entstehen zum Teil sehr hohe Risiken, sowie eine sehr starke Schadstoffbelastung durch die geplante neue Straße Richtung Lötzbeuren. 

Bei der Erläuterung der Klima-Zielekarte für Rheinland-Pfalz (siehe CD-Rom „Landschaft 21“ des Ministeriums für Umwelt und Forsten, Mainz) wird angeführt, dass zur Ausbildung eines eigenen Wald-Klimatops in der Fachliteratur eine Mindestbreite von 200m angegeben wird. Bei den vorgesehenen Rodungen wird diese Mindestbreite Richtung Lötzbeuren zum Teil unterschritten, so dass der Wald dort nicht mehr seine Ausgleichsfunktion erfüllen kann.

Auf S.6 des Gutachtens wird ausgeführt: „ Ein veränderter Kaltluftabfluss in diesen Abflussrinnen kann vermieden werden, wenn ein ausreichend breiter Waldstreifen von mindestens ca.300 m Breite an der West- bis Nordwestseite der Erweiterungsfläche bestehen bleibt bzw. aufgeforstet wird“. Eine Neuaufforstung wird die Schutzfunktion des vorhandenen Waldes bezüglich Klimaausgleich und Luftfilterung aber erst nach Jahrzehnten wieder übernehmen können.

Dies ist auch der Grund für unsere Befürchtung, dass sich die zusätzliche Abholzung und Neuversiegelung auf eine Vermehrung von Schadfrösten in der Umgebung, besonders auf die landwirtschaftlichen Flächen Richtung Lötzbeuren, auswirken wird.

Auf S.5 des Gutachtens wird ausgeführt: „ der Wald wird größtenteils durch Rasen ersetzt, der abends rasch abkühlen und Kaltluft produzieren kann, in der Regel sogar etwas mehr Kaltluft als eine ebene Waldfläche. Auch versiegelter Boden kühlt sich nachts allmählich ab und produziert noch etwas Kaltluft.“ Die „vermutete“ Behinderung der Abkühlung durch die thermische Durchmischung bei Flugbetrieb wird nicht quantitativ abgeschätzt oder sogar belegt.

Die von uns vermutete Nebel-Zunahme besonders nach Nordwesten hin durch die geplanten Baumaßnahmen wird in dem Gutachten nicht widerlegt. Wir akzeptieren die Aussage, dass sich die Nebelbildung durch die Veränderungen nicht signifikant erhöhen wird. Der besonders bei Südostlagen häufige Advektionsnebel wird sich jedoch nach der geplanten großflächigen Waldrodung weiter nach Nordwesten ausbreiten können, während man jetzt häufig eine richtige „Nebelwand“ über dem Wald Richtung Hahn sieht, nordwestlich davon ist es sonnig.

Die Funktion des Waldes als „Barriere“ wird auch daran deutlich, dass sich im Winter bei unterkühltem Nebel manchmal eine mehrere Zentimeter dicke Reifschicht auf den Bäumen ablagert. Es ist daher zu vermuten, dass nach dem möglichen Wegfall dieses „Auskämmens“ durch die Waldrodung sich die Gefahr von Reifglätte auf den vorhandenen Straßen und der geplanten neuen Straße vergrößern wird.

Das Gutachten des DWD über die flugklimatologischen Verhältnisse auf dem Flughafen Frankfurt-Hahn ist eine statistische Auswertung gemessener Wetterdaten, hat also keinen direkten Bezug zu dem laufenden Planfeststellungsverfahren. Das Gutachten zeigt aber deutlich die wettermäßig sehr ungünstige Lage des Flugplatzes. 

Auf S.30 wird dargelegt, dass im Jahresmittel an 11,8% aller Stunden ein Allwetterflugbetrieb nach CAT I (Mindest-Sichtweite 800m und/oder Wolkenuntergrenze mindestens 60m) nicht möglich ist. Selbst die Bedingungen für CAT II (Mindest-Sichtweite 400m und/oder Ceiling mindestens 100 ft) werden im Jahresmittel an 9,6% aller Termine unterschritten, im Dezember sogar im Mittel an 23,2%. Dies wurde besonders markant deutlich, als bei dem „Jungfernflug“ von Volareweb von Berlin zum Flugplatz Hahn die nicht entsprechend ausgebildeten Piloten wegen schlechter Wetterverhältnisse stundenlang über dem Hunsrück kreisen und dann doch in Frankfurt landen mussten, wo bessere Wetterbedingungen zur gleichen Zeit herrschten.

Daher wäre ein Vergleich dieser Zahlen mit denen eines anderen Flugplatzes (z.B.Frankfurt) zur Verdeutlichung sinnvoll.
zu 2i.):

Die Verträglichkeitsprüfung (C16) gem. FFH/Vogelschutzrichtlinie weist eine Reihe z.T. gravierender Unstimmigkeiten und Falschaussagen auf.

· Unstimmigkeiten der vorliegenden Verträglichkeitsuntersuchung

Methodik

Grundsätzlich zu kritisieren ist, dass für die Durchführung der Verträglichkeitsprüfung im wesentlichen keine Geländedaten erhoben wurden, sondern nur eine Literaturstudie durchgeführt wurde. Hierdurch wurden einige bedeutende Sachverhalte wie die landesweit einzige Wochenstube der Mopsfledermaus übersehen (vgl.1f und Karte im Anhang).

Zunächst ist zu rügen, dass die Methodik zu Datenerfassung oder die Quellen nicht weiter erläutert werden.

· Art. 6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie fordert eine Verträglichkeitsprüfung für alle Pläne und Projekte, die ein [FFH-]Gebiet einzeln oder im Zusammenhang mit anderen Plänen oder Projekten erheblich beeinträchtigen könnten.

Relevant ist demnach nicht, ob eine Maßnahme in einem NATURA 2000-Gebiet stattfindet, sondern ob und wie sie darauf wirkt. Dies gilt nicht nur für die Notwendigkeit einer Prüfung, der hier versucht wird nachzukommen, sondern auch für das Ergebnis. 

Deswegen muss sich die Untersuchung an den Anforderungen der Schutzgüter in einem Gebiet orientieren und nicht daran, welche Schutzgüter im nächstgelegenen Teil des NATURA2000- Gebietes vorkommen.

Erforderlich ist folgende Vorgehensweise für die Tierarten:

· Listung der Schutzgüter

· Prüfung: wo kommt das Schutzgut vor ?

· Werden die Schutzgüter bereits im Gebiet von den Auswirkungen des Projekts betroffen?

· Listung: wie weit ist der Aktionsradius der Tiere von dort und bestehen möglicherweise funktionale Beziehungen zwischen den Vorkommen im Gebiet und Teillebensräumen außerhalb des Gebiets im Wirkungsbereich des Projektes?

· Wenn ja, können diese nachteiligen Wirkungen sich erheblich auf die Population im Gebiet auswirken ?

Stattdessen wird pauschal der nächste Teil des Gebiets (und nicht das Gebiet als Ganzes!) stellvertretend für das ganze Gebiet betrachtet. Nur für diesen – meist abwertend als „suboptimal“ oder „Ausläufer„ bezeichneten Bereich werden dann die dort vorkommenden Tiere herausgepickt und näher betrachtet, alle weiteren Schutzgüter fallen aus der Betrachtung heraus. Dieses Vorgehen ist fachlich unsinnig und entspricht nicht den Anforderungen der Richtlinie, da für diese Schutzgüter keine Aussagen getroffen werden.

Wirkungen von außen

So werden nach diesem Verfahren für das Vogelschutzgebiet „Wälder zwischen Wittlich und Cochem“ nur die recht stenöken Arten Schwarz- und Grauspecht mit eher geringem Aktionsradius näher betrachtet. Außen vor bleiben Mittelspecht, Wendehals, Graureiher
Schwarzstorch und Uhu. Gerade für letztere drei Arten sind jedoch tägliche Aktivitätsradien von 10 bzw. 12 km vom Horststandort bekannt! Insofern hätte die Vorkommen dieser Arten innerhalb des Vogelschutzgebiets hinsichtlich ihrer Aktivitätsradien und ihrer Wechsel​beziehungen mit dem Eingriffsgebiet untersucht werden müssen. Eine Darstellung von Vorkommen einzelner Arten im Eingriffsgebiet wie in Karte C 16 002 dargestellt ist nicht ausreichend.

Fehlende Betrachtung der Wechselbeziehungen zwischen Fledermaus-Teilpopulationen.

Besonders gravierend ist diese Vorgehensweise für die Aussagen zu den Fledermäusen. Obwohl der Gutachter selbst von Wechselbeziehungen zwischen den FFH-Gebieten Altlayer Bachtal, dem Ahringsbachtal, dem Kautenbachtal und dem Tiefenbachtal beschreibt, geht er nicht auf die Wechselbeziehungen der dort vorkommenden Fledermausarten ein. Von den in diesen Gebieten nachgewiesenen Fledermausarten des Anhangs II der FFH-Richtlinie werden nach „Zurechtschneiden“ der Gebiete nur das große Mausohr und die Blechsteinfledermaus näher betrachtet. Mopsfledermaus, großes Mausohr und Teichfledermaus werden nicht näher untersucht.

Fledermäuse haben jedoch große Aktivitätsradien und können sich je nach Art und Habitat 8 bis 20 km weit in einer Nacht vom Quartier entfernen. Es besteht ein reger Austausch zwischen den einzelnen Quartieren. 

Somit ist bei allen genannten Arten – die z.T. auch Quartiere direkt am Hahn besitzen (Großes Mausohr, Blechsteinfledermaus, Mopsfledermaus) – näher zu untersuchen, inwieweit sich die Zerstörung der Fledermausquartiere und Habitate auf die Populationen in den NATURA2000-Gebieten auswirken. Dies ist nicht geschehen.

Lärmbelastung der Fledermäuse im „Altlayer Bachtal“

Befremdlich wirkt insbesondere für das FFH-Gebiet Altlayer Bachtal die Annahme, der dauerhafte zunehmende Lärm würde die Fledermäuse nicht beeinträchtigen. (S.13). Teile des Gebiets liegen in einem Bereich, für den künftig eine Lärmbelastung von 55-60 dB (A) und eine nächtliche Lärmbelastung von über 6*75 dB (A) prognostiziert wird (Karte A2 8-1). Noch viel größere Teile unterliegen einer nächtlichen Lärmbelastung von > 6*67 dB (A).

Dies steht in krassem Gegensatz zu den für die Vögel auf S. 7 der Verträglichkeitsprüfung dargestellten Empfindlichkeitsschwelle von 47-55 dB (A), die bereits zu einer Wertminderung als Lebensraum von 10-40% führen. Fledermäuse sind jedoch anders als die vorwiegend optisch orientierten Vögel auf ihr Gehör angewiesen, mit dem sie sich im Dunkel orientieren. Dies wird auch in der Umweltverträglichkeitsstudie (C 18) dargelegt, die auf S. 146 schreibt:

· „Von den Fledermausarten Großes Mausohr, Bechsteinfledermaus, und Braunes Langohr ist eine hohe Lärmempfindlichkeit bekannt“. 

Dieser hohen Lärmempfindlichkeit der Fledermäuse wird der auf S. 13 der Verträglich​keitsprüfung angesetzte Schwellenwert von 55 dB (A) für den Menschen, der ja ebenfalls vorwiegend optisch orientiert ist, nicht gerecht. Ohne nähere Erkenntnisse muss eher von dem für Vögel festgestellten Wert von 47 dB (A) ausgegangen werden. Dass sich der auf den Menschen gemünzte Wert von 55 dB (A) für die Fledermäuse ebenfalls „aufdränge“ wird nicht begründet, ist nicht nachvollziehbar und wird vom NABU entschieden in Frage gestellt.

Die Aussage, das Schutzgebiet liege nahezu vollständig außerhalb dieser Lärmkonturen, ist eine bewusste Verharmlosung und ebenso unzutreffend wie die daraus abgeleiteten Schlussfolgerungen unhaltbar sind. Setzt man die Schwelle zudem noch tiefer, etwa bei 47 dB (A) an, und trägt man der Tatsache Rechnung, dass die Fledermäuse als nachtaktive Tiere vor allem unter dem starken nächtlichen Fluglärm leiden werden, dessen Konturen noch einen wesentlich weiteren Raum auch innerhalb des FFH-Gebietes umfassen, ist diese Aussage nicht haltbar.

Ohne den hier erforderlichen Vertiefungen vorgreifen zu wollen, drängt sich dem NABU im Gegensatz zum Gutachter eine erhebliche Beeinträchtigung des FFH-Gebiets „Altlayer Bachtal“ geradezu auf. Damit ist das Projekt laut Art. 6 (3) FFH-Richtlinie unzulässig.

· Fehlende Berücksichtigung der Mops-Fledermauswochenstube

Wie schon unter 1h dargestellt, befindet sich die landesweit einzige Mopsfledermaus-Wochenstube ca. 1500 m vom geplanten Ende der Startbahn, nur etwa 400m von der geplanten B 327 neu und nur wenig über 200m von der geplanten Rodungsgrenze (s. beigefügte Karte).

Da die Mopsfledermaus zu den in Anhang II der FFH-Richtlinie aufgeführten Arten gehört, sind für diese Art in Rheinland-Pfalz Schutzgebiete auszuweisen. Da die Mopsfleder​mauswochenstube die landesweit einzige ist und von allen Teilhabitaten die Wochenstuben die größte Bedeutung für die Erhaltung der Art haben, drängt sich eine Meldung des Quartiers an die EU auf. Die Naturschutzverbände werden die Meldung dieses Quartiers zu einem Prüfstein machen, ob das Land Rheinland-Pfalz seiner Pflicht zur FFH-Meldung ausreichend nachgekommen ist. Wir gehen davon aus, dass die EU unsere Ansicht teilen wird.

Vorliegend hätte dieses faktische FFH-Gebiet (denn das ist es, nicht nur ein potentielles, das ausgewiesen werden könnte, sondern eines, das sich massiv aufdrängt), unter dem Gesichtspunkt der Beeinträchtigung durch Lärm und Habitatzerstörung auf seine Verträglichkeit mit den Belangen der Mopsfledermaus untersucht werden müssen.

· Fehlende Berücksichtigung der Mausohr –Fledermauswochenstube in Reil

13 km von der Startbahn entfernt befindet sich in Reil an der Mosel eine der größten Mausohr-Wochenstuben Deutschlands, mit etwa 5000 Tieren. Es steht in Verbindung mit den Vorkommen in den umliegenden Bachtäler (z.B. Altlayer Bachtal, Ahringsbachtal...), die ebenso wie auch das Umfeld des Hahn als Jagdrevier genutzt werden. Die Auswirkungen des Vorhabens auch auf dieses FFH-Gebiet müssen ebenfalls untersucht werden. Dem NABU liegt eine modellhafte Karte des Gebiets vor, in dem 60% aller Jagdbewegungen der Reiler Mausohren stattfinden. Der Bereich um den Hahn ist darin komplett enthalten (Anlage).

· Fehlende Literatur

In der Literaturliste haben wir das offizielle Schema einer FFH-Verträglichkeitsprüfung der EU vermisst (European Commission, Environment DG: Assessment of plans and projects significantly affecting NATURA 2000 sites, Luxemburg 2002). Die darin enthaltenen Vorgaben bezüglich Vorgehensweise und Umfang der Prüfung müssen berücksichtigt werden.

Fazit: In der Summe fordert der NABU dazu auf, die Verträglichkeitsprüfung wie dargestellt nachzubessern.

· Die Verträglichkeitsprüfung ist unvollständig und fehlerhaft, das Projekt daher nicht genehmigungsfähig.

zu 2k.) weitere Mängel der landespflegerischen Untersuchungen in Stichworten:

· eine artenschutzrechtlich ausgerichtete Eingriffsprüfung zu den Anhang IV-Arten (streng geschützten Arten) fehlt

· statt kurzfristig wirksamer Ausgleichsmaßnahmen werden langfristige und idR weiter entfernte Ersatzmaßnahmen vorgenommen

· eine funktionsbezogene Eingriffs- Ausgleichbilanz fehlt

· Aspekte wie die Auswirkung des Faktors Licht (Flughafenbeleuchtung, Flugzeuge) auf die Fauna wurden nicht untersucht.

· Bei der Erstellung des landschaftspflegerischen Begleitplans wird entgegen § 18 (5) BNatSchG die Landschafts- und Landschaftsrahmenplanung nicht ausreichend berücksichtigt

· Die getroffenen Ersatzmaßnahmen ergeben weder ein an den Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft angepasstes noch ein in sich geschlossenes Bild; statt dessen bietet sich das Bild zusammenhangloser, wenig zielgerichteter Einzelmaßnahmen. Der LBP wird deshalb in der vorliegenden Fassung abgelehnt und muss grundlegend nachgebessert werden.
3. Vorschläge zur Reduzierung/Minimierung der Folgen des Vorhabens

Für den zu befürchtenden Fall, dass unsere Argumente im Abwägungsprozess unterliegen, fügen wir folgende Vorschläge zur Minimierung des Eingriffs bei.

3a) Nachtflugverbot

Eine wesentliche Minimierungsmaßnahme für die Reduzierung der Folgen wäre ein Verzicht auf die Nachtflüge. Der Wert von schneller transportierten Gütern ist nicht höher anzusiedeln als das Recht auf Nachtschlaf für die Menschen. Wenn dies deutschand- und europaweit einheitlich gehandhabt wird, findet keine Wettbewerbsverzerrung statt, umweltfreundlichere Verkehrsmittel wie die Bahn haben bessere Chancen.

Auch wegen der Fledermäuse ist ein Nachtflugverbot zu fordern.

3b) Wildschutzzäune

Durch den durch den Flughafenausbau erfolgten Anstieg des Verkehrs um den Flughafen Hahn und die Verlegung der B327 mitten in einen derzeitigen Kernraum für die Wildkatze wird die Gefahr von Kollisionen für diese sehr seltene und ohnehin gravierend geschädigte Art maßgeblich erhöht. Zur Minimierung (Reduzierung bzw. Vermeidung solcher Unfälle) wird die Errichtung eines Wildschutzzaunes (ggf. mit Über/Untergängen) im Bereich der verlegten B 327 von der Einmündung in die B50 bis zur Ortslage Hahn gefordert. Dennoch: für das Schutzgut Fledermäuse ist diese Maßnahme natürlich wirkungslos.

Anlagen

1.) Stellungnahme zum ROV vom 9.10.2002

2.) Karte: Jagdrevier der Reiler Mausohren (60% aller Nachweise sind im grau unterlegten Bereich, der von Reil (weißes Fünfeck oben links) bis zum Hahn reicht)

3.) Karte: Lage der Wochenstube der Mopsfledermaus

